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in Ost und West, Entschädigung für 
materielles Unrecht und die Aufhe-
bung aller Strafrenten.

Schluss mit der Diskriminierung von 
DDR-Bürgerinnen und -Bürgern. 
Schluss mit der antikommunistischen 
Hetze.

Gegen den Abbau demokratischer 
Rechte – Für Klassensolidarität!

Wir erleben eine umfassende Rechts-
entwicklung, einen reaktionären 
Staatsumbau zur Sicherung der Herr-
schaft der Monopole. Kriegspolitik und 
die massiven Angriffe auf die Arbei-
terklasse sollen abgesichert werden. 
Dazu braucht man die geschlossene 
Heimatfront: Die Beherrschten sollen 
die Ziele der Herrschenden als die 
ihren ansehen. Um das zu erreichen, 
werden Medien, Bildung und Kultur 
zunehmend instrumentalisiert.

Im Schatten der Corona-Pandemie 
wurden die Grundrechte auf Demons-
trations- und Versammlungsfreiheit, 
aber auch das Streikrecht massiv be-
schnitten. Überwachung und Schnüf-
felei in sozialen Medien wurden aus-
gebaut, Polizeigesetze verschärft. Die 
Arbeit antifaschistischer und demo-
kratischer Organisationen und Me-
dien wie der VVN-BdA, der Roten 
Hilfe oder der „jungen Welt“ wird 
erschwert und kriminalisiert. Der 
Bundeswehreinsatz im Innern  – 
zum Beispiel durch Amtshilfe in 
den kaputtgesparten Gesund-

heitsämtern  – soll zur Normalität wer-
den.

Ein wesentliches Instrument zum 
Machterhalt ist die Spaltung. Überall – 
zum Beispiel auf dem Arbeits- und 
Wohnungsmarkt  – werden Menschen 
gegeneinander ausgespielt. Rassis-
mus und Nationalismus werden gezielt 
geschürt. Stammbelegschaften wer-
den gegen Leiharbeiterinnen und Leih-
arbeiter und Kolleginnen und Kollegen 
mit Werkverträgen ausgespielt. Be-
schäftigte sollen in Erwerbslosen ihren 
Feind sehen, deutsche in ausländi-
schen Kolleginnen und Kollegen; Jun-
ge gegen Alte, Männer gegen Frauen.
Dieser Spaltung müssen wir entge-
genwirken. Es ist höchste Zeit, dass 
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sich die Arbeiterklasse formiert und 
geeint gegen die Angriffe des Kapi-
tals zur Wehr setzt. Dafür brauchen 
wir kämpferische Gewerkschaften, die 
die Interessen der ganzen Klasse ver-
treten. Gewerkschaften, die nicht nur 
um höhere Löhne kämpfen, sondern 
auch für Frieden, gegen Rassismus, 
Nationalismus und Faschismus und 
den Abbau demokratischer Rechte. 
Wir brauchen Gewerkschaften, die die 
Diskussion um gesellschaftliche Alter-
nativen führen. Die Ideologie der Sozi-
alpartnerschaft muss zurückgedrängt 
werden. Dafür setzen wir uns als akti-
ve Gewerkschafterinnen und Gewerk-
schafter ein.

Gemeinsam gegen die Rechts-
entwicklung

Der reaktionäre Staatsumbau setzt 
derzeit nicht auf Faschismus. Fa-
schistische Organisationen und Par-
teien werden aber als Stichwortgeber 
und als Druckmittel genutzt, um die 
Politik im Sinne des Monopolkapitals 
zu sichern. Die rassistische und nati-
onalistische AfD bildet ein Scharnier 
zwischen dem bürgerlichen und dem 
faschistischen Spektrum.

Artikel 139 des Grundgesetzes ver-
pflichtet staatliche Institutionen auf An-
tifaschismus. Seit Jahrzehnten erleben 
wir stattdessen, wie staatliche Stellen, 
insbesondere deutsche Geheimdiens-
te, auf dem rechten Auge blind sind 
und rassistische, nationalistische und 
faschistische Auffassungen und Orga-
nisationen verharmlosen oder direkt 
unterstützen. Dafür stehen der Umgang 
mit den NSU-Morden, die bis heute 
nicht aufgeklärt sind, und die ständige 
Wiederholung der Einzeltäterthese – ob 
bei Nazimorden oder der Vertuschung 
rechter Netzwerke in der Bundeswehr 
und im Polizeiapparat.

Antifaschistische Politik muss sich 
gegen die umfassende Rechtsent-
wicklung richten, also gegen die 
Kriegs- und Aufrüstungspolitik, 
die Politik des Sozial- und Demo-
kratieabbaus genauso wie gegen 
das Erstarken rassistischer, nati-
onalistischer und faschistischer 
Organisationen und Parteien.
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Wir fordern die Auflösung des soge-
nannten Verfassungsschutzes und 
das Verbot und die Auflösung faschis-
tischer Organisationen.

Stoppt die Profiteure
der Umweltzerstörung

Die Zerstörung der natürlichen Le-
bensgrundlagen ist massiv. Vor allem 
auch die Verschmutzung der Meere 
und das Artensterben sind Teil der 
Umweltverschmutzung.

Der durch Umweltzerstörung und 
kapitalistischen Raubbau an den na-
türlichen Lebensgrundlagen forcierte 
Klimawandel stellt die Menschheit vor 
enorme Herausforderungen zur Be-
wältigung dieser existenziellen Krise. 
Angesichts der verheerenden Auswir-
kungen von Rüstungsindustrie und 
Militär auf das Klima ist weltweite Ab-
rüstung das Gebot der Stunde. Jede in 
Waffenproduktion, Rüstungsbeschaf-
fung und Militärmanöver investierte 
Milliarde fehlt bei der Finanzierung 
effektiver Umweltschutzmaßnahmen.

Der Staat begegnet diesen Heraus-
forderungen mit dem Bestreben der 
profitablen Absicherung der Verwer-
tungsbedingungen insbesondere der 
Großkonzerne, der Entwicklung von 
Technologieführerschaft als nationa-
lem Standortvorteil sowie dem Abwäl-
zen von Umstrukturierungskosten auf 
die werktätige Bevölkerung.

Die Maßnahmen der Bundesregierung, 

allen voran die CO2-Steuer, werden die 
Umweltkatastrophe nicht aufhalten. 
Stattdessen dienen sie der Umvertei-
lung von unten nach oben. Die Arbei-
terklasse soll zahlen. Ein richtiges Ins-
trument wäre hingegen die Streichung 
der massiven Subventionen im Bereich 
der fossilen Industrie und damit die Be-
schneidung der Profite der Konzerne.

Zentrale Eckpunkte einer Politik für 
den Erhalt der natürlichen Lebens-
grundlagen sind aus Sicht der DKP 
die notwendige Verkehrswende und 
eine Energiewende. Sie können nur 
gegen die Interessen mächtiger Teile 
des Monopolkapitals, unter anderem 
der Automobilindustrie und der Ener-
giekonzerne, durchgesetzt werden.

Zentraler Punkt einer Verkehrswende 
muss das Recht auf Mobilität für alle 
durch die Sicherung und den Ausbau 
eines kostengünstigen beziehungs-
weise kostenlosen Nah- und Fernver-
kehrs sein. Dazu muss der Individual-
verkehr zurückgedrängt werden. Die 
Ablösung von Verbrennungsmotoren 
durch E-Autos ist eine Scheinlösung, 
die zwar die Profite der Automobilin-
dustrie, nicht aber den nachhaltigen 
Schutz der Umwelt sichert. Zur Fi-
nanzierung dieses Umbaus sind die 
heutigen und vergangenen Profite der 
Automobilindustrie heranzuziehen. 
Mobilität ist eine öffentliche Aufgabe, 
deshalb sind alle Verkehrsbetriebe 
inklusive der Bahn in öffentliches Ei-
gentum zu überführen. Für den Gü-
terverkehr ist eine Verpflichtung des 
Transports über Schiff und Schiene ge-
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setzlich zu regeln. Gütertransport mit 
LKW für Just-in-time-Produktion zer-
stört die Umwelt und wälzt die Lager-
kosten auf die Steuerzahler ab.

Wichtiger Punkt einer Energiewende 
muss einerseits die Energieeinspa-
rung durch energetische Sanierung 
des Wohnungsbestands ohne Abwäl-
zen der Kosten auf die Mieterinnen 
und Mieter sein. Andererseits muss 
die Subventionierung von Energie für 
das Monopolkapital beendet werden. 
Energieherstellung und die Versor-
gung der Menschen mit Energie ist 
eine öffentliche Aufgabe. Die Unter-
nehmen müssen vergesellschaftet 
werden. Entschädigungen werden 
nicht bezahlt, da diese Unternehmen 

ihre Profite über viele Jahrzehnte zu 
Lasten der Menschen und der Umwelt 
erwirtschaftet haben. Die CO2-Steuer 
wird abgeschafft, sie dient lediglich 
der Umverteilung von Unten nach 
Oben und nicht der Energiewende.

Der Ausstieg aus der Verbrennung 
fossiler Energieträger und aus der 
Atomenergie ist notwendig, kann 
aber nur als ein gesamtgesellschaft-
lich geplanter Prozess vor sich ge-
hen, der nicht auf dem Rücken der 
Werktätigen ausgetragen werden 
darf. Wie und wann welche Ener-
gieform abgelöst wird, welche 
Brückentechnologien dafür be-
nutzt werden, muss im Ergeb-
nis einer gesamtgesellschaft-

lichen Debatte entschieden werden. 
Gleichzeitig müssen für die dort weg-
fallenden Arbeitsplätze Ersatzarbeits-
plätze in zukunftsfesten, nachhaltigen 
Industrien geschaffen werden.

Wer soll das alles bezahlen?  – 
Geld ist genug da!

Der Rüstungsetat ist in wenigen Jah-
ren um über ein Drittel (!) gestiegen. Er 
liegt jetzt bei über 50 Milliarden Euro 
pro Jahr und soll weiter stärker stei-
gen als alle anderen Etatposten der 
Bundesregierung Viele Konzerne und 
Banken haben in der Krise und Pan-
demie ihre Gewinne gesteigert und 
Milliarden gescheffelt. Die Anzahl der 
Millionäre und Milliardäre in unserem 
Land wächst stetig – ebenso wie die 
Zahl der Menschen die in Armut ge-
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drängt werden. Es ist genug Geld da, 
es muss nur anders verteilt werden.

Wir fordern die Senkung des Rüs-
tungsetats und die Einführung einer 
Millionärssteuer. Wir fordern, dass 
Profite, die durch Bereicherung an 
Krise und Pandemie entstanden sind, 
beschlagnahmt werden.

Wir brauchen einen Umbau des Steuer-
systems, das Gewinne vor allem großer 
Konzerne stärker besteuert und Ein-
kommen aus Lohnarbeit entlastet. Ein 
Steuersystem, das sich daran orientiert, 
Einnahmen zu erwirtschaften, um die Da-
seinsfürsorge zu finanzieren. Finanzspe-
kulationen und Erbschaften müssen wie-
der wesentlich stärker besteuert werden.

Für den Sozialismus!

Die aktuellen Krisen des Kapitalismus 
sind keine Ausrutscher. Wir erleben 
eine allgemeine Krise des Kapitalis-
mus, die den Eigentums- und Produk-
tionsverhältnissen, der kapitalistischen 
Konkurrenz- und Profitlogik entspringt.

Ökonomische Krisen gehören zum 
Kapitalismus, die kapitalistische Kon-
kurrenz und das Profitprinzip bedeu-
ten immer auch Kriegsgefahr. Krisen 
wie die aktuelle Pandemie zeigen, wir 
brauchen gesellschaftliches Eigentum 
und eine gesamtgesellschaftliche Pla-
nung, die sich an den Interessen der 
Menschen und nicht an denen der 
Kapitalkistenklasse beziehungsweise 
des Monopolkapitals orientiert.

Dieser Teufelskreis kann nur durch 
grundlegende Veränderungen, durch 
Veränderungen der Eigentums- und 
Produktionsverhältnisse durchbro-
chen werden. Das Gegenmodell zum 
krisenhaften Kapitalismus sind gesell-
schaftliche Planung und gesellschaft-
liches Eigentum. Das Gegenmodell ist 
der Sozialismus.

Dafür kämpft die DKP. Sie steht in der 
Tradition von KPD und SED. 40 Jahre 
lang ist es im Osten des Landes gelun-
gen, mit der Profitlogik zu brechen, ei-
nen antifaschistischen Staat aufzubau-
en, der den Menschen Arbeit, Bildung, 
Kultur und kostenlose Gesundheitsver-
sorgung garantiert hat. Einen Staat, von 
dessen Boden kein Krieg ausging. Die 
DDR war die größte Errungenschaft der 
deutschen Arbeiterbewegung. Es gibt 
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keinen Grund, sich für diesen Friedens-
staat zu entschuldigen. Im Gegenteil gilt 
es jenen, die daran mitgewirkt haben, 
zu danken. 31 Jahre Konterrevolution 
haben all das zunichte gemacht, haben 
die Menschen der DDR in die Vergan-
genheit katapultiert und ihr Lebenswerk 
zerstört und diskreditiert.

Ein neuer Anlauf zum Sozialismus 
in Deutschland ist nötig. Er wird aus 
den Erfolgen und auch aus den Feh-
lern der DDR lernen. Er wird darauf 
aufbauen und zugleich anders sein. 
Sein Wesen wird darin bestehen, dass 
die arbeitenden Menschen, Arbeiter, 
Angestellte, Kleingewerbetreibende, 
Handwerker, Bauern, Kulturschaffen-
de usw., die gesellschaftliche Macht 
ausüben und diese nutzen, um das 
gesellschaftliche Eigentum an den 
wichtigsten Produktionsmitteln, an 

den Banken, an Grund und Boden 
herzustellen und zu verteidigen. Da-
durch kann das Recht auf Arbeit für 
alle gesichert werden. Auf Basis die-
ses gesellschaftlichen Eigentums wird 
eine Gesellschaft und deren Ökono-
mie errichtet, deren Ziel eine gerech-
te Befriedigung der Bedürfnisse aller 
Menschen im Einklang mit der Natur 
und ohne die Ausbeutung anderer 
Völker ist. Unser Anspruch an Demo-
kratie ist, dass sie nicht am Werkstor 
aufhört. Alle Fragen der gesellschaft-
lichen Entwicklung, der Entwicklung 
der Ökonomie, der Entwicklung des 
Verhältnisses von Mensch und Natur 
werden durch demokratische Prozes-
se gesichert und kontrolliert. Das er-
fordert einen revolutionären Bruch mit 
den heutigen kapitalistischen Macht- 
und Eigentumsverhältnissen. Das ist 
unser gesellschaftliches Ziel.

Sozialistische Wochenzeitung

50 Jahre UZ

6 Wochen

kostenlos

testen!

www.unsere-zeit.de • www.uzshop.de
E-Mail: abo@unsere-zeit.de

Tel.: 0201 17788915 • Fax: 0201 17788928
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DKP wählen – aktiv werden – 
Für unsere Rechte kämpfen!

Mit diesen Positionen zur Bundestags-
wahl hat die DKP ein Alleinstellungs-
merkmal. Sie kandidiert gegen CDU/
CSU, SPD, FDP, Grüne und AfD. Sie stellt 
auch eine Alternative zur Partei „Die Lin-
ke“ dar, die ihre Positionen nicht zuletzt in 
der Friedenspolitik zunehmend aufweicht 
und immer stärker auf Parlamentarismus 
und das Mitregieren orientiert. Der Sozi-
alismus als gesellschaftliche Alternative 
zum Kapitalismus steht nicht mehr auf 
der Agenda der Linkspartei.

Eine Stimme für die DKP ist eine klare 
Aussage für eine radikal fortschrittli-
che Politik. Die DKP kandidiert zu den 
Wahlen, um ihre Positionen zu ver-

breiten und um mehr Menschen für 
den antimonopolistischen Kampf, den 
Kampf gegen die Macht der Banken 
und Konzerne und für die Interessen 
der Mehrheit der Menschen zu mobi-
lisieren. Dieser Kampf wird in erster 
Linie auf der Straße und nicht allein in 
Parlamenten geführt. Deshalb sind wir 
aktiv in Kommunen, Gewerkschaften 
und Betrieben.

Wir kandidieren, um den Menschen 
in diesem Land die Möglichkeit zu 
geben, ihre Stimme gegen Krieg und 
Kapitalismus abzugeben. Wir kandi-
dieren auch, um unsere Organisation, 
die Kommunistische Partei in diesem 
Land, zu stärken. Sie wird gebraucht. 
Unterstützt uns, die Kommunistinnen 
und Kommunisten!

Name Vorname

Straße, Hausnr. PLZ, Ort

Telefon E-Mail

Zurück an: DKP, Hoffnungstr. 18, 45127 Essen
E-Mail: pv@dkp.de • Tel.: 0201 17788920

Ich möchte

□  weitere Informationen über die DKP
□ Kontakt zu einer DKP-Gruppe in meiner Nähe
□ Mitglied der DKP werden
□ Ich möchte die die UZ – Wochenzeitung der DKP – 6 Wochen probelesen   
 (Print- und Online). Der Bezug ist kostenlos und endet automatisch.
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Bertolt Brecht: 
Lob des Kommunismus

Er ist vernünftig, jeder versteht ihn. Er ist 
leicht.

Du bist doch kein Ausbeuter, du kannst ihn 
begreifen. Er ist gut für dich, erkundige dich 
nach ihm.

Die Dummköpfe nennen ihn dumm, und die 
Schmutzigen nennen ihn schmutzig. Er ist 
gegen den Schmutz und gegen die Dummheit.

Die Ausbeuter nennen ihn ein Verbrechen. 
Aber wir wissen: Er ist das Ende der 
Verbrechen. Er ist keine Tollheit. 
Er ist nicht das Chaos, sondern die Ordnung.

Er ist das Einfache, das schwer zu machen ist.

V.i.S.d.P.: W. Richter, c/o DKP-Parteivorstand, Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

dkp.de


